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Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU 

zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1979 

hier:. Einzelplan 25 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

- Drucksachen 8/2150 Anlage, 8/2317, 8/2419, 8/2470 - 

Der Bundestag wolle beschließen:  

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. die Eigentumsbildung im privaten Wohnungsbau verstärkt 
für kinderreiche Familien zu fördern, insbesondere dafür 
Sorge zu tragen, daß kinderreiche Familien und junge Fami-
lien zu einem wesentlich früheren Zeitpunkt als bisher Woh

-

nungseigentum erlangen können, 	 . 

2. möglichst vielen Mietern, insbesondere den kinderreichen 
Familien, die hierzu einen entsprechenden Willen bekun

-d
en, im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushalts

-mittel Eigenkapitalhilfen und Bürgschaften zum Erwerb ihrer 
jetzigen Sozialmietwohnung als Eigentumswohnung zur Ver-
fügung zu stellen, 

3. die Wohnungswirtschaft bis auf einen für besondere Pro-
blemfälle benötigten Mindestbestand unter gezielter indi-
vidueller Absicherung der einkommensschwachen Bevölke-
rungskreise schrittweise in die soziale Marktwirtschaft ein-
zubinden, insbesondere 

a) Hemmnisse für private Investitionen abzubauen und da-
mit in unbürokratischer Weise die Wirtschaftlichkeit des 
freien Miethausbestandes wieder herzustellen, 

b) zur Erzielung tragbarer Mieten und Lasten die Förde-
rung des sozialen Wohnungsbaus bei Wahrung des 
unbedingt notwendigen Umfanges objektbezogener För-
derung stärker auf die subjektbezogene Förderung zu 
verlagern, 
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4. die verbleibende Objektförderung, die Förderung der Mo-
dernisierung, die Maßnahmen für Energieeinsparung sowie 
die Verbesserung des Wohnumfeldes, soweit sie nicht in 
die Städtebauförderung fällt, mehr als bisher aufeinander 
abzustimmen und zu harmonisieren, 

5. in Abstimmung mit den Ländern die öffentlichen Förde-
rungsprogramme zu vereinheitlichen, ihre Effizienz zu ver-
bessern und den Vollzug für den Bürger überschaubarer und 
unbürokratischer zu gestalten.  

Bonn, den 22. Januar 1979 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion' 


